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OK             : Höhe der Oberkante Photovoltaikanlagen und Nebenanlagen

(siehe textl. Festsetzung Nr. 2.2)
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Teil A: Planzeichnung Maßstab 1: 2 000 

Nutzungsschablone SO 2 EE

Baugebiet

Stadt Sandersdorf-Brehna, 
 OT Ramsin

Bebauungsplan sonstiges Sondergebiet 
Erneuerbare Energien
„Nördlicher Teil der Kieswerkstraße“

Teil B: Textliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 1ff BauNVO)
SO 1 Erneuerbare Energien

   Als Art der baulichen Nutzung wird ein sonstiges Sondergebiet SO 1 Erneuerbare Energien (EE) gemäß
   § 11 BauNVO festgesetzt.
   In diesem Gebiet sind Anlagen zulässig, die der Erforschung, Entwicklung, Speicherung oder Nutzung der    
   Sonnenenergie und Wasserstofferzeugung dienen.
   Zulässig sind:
   - fest installierte Photovoltaikanlagen (Solarmodule), einschließlich der erforderlichen Aufstellungsvorrichtungen 
     (Modultische),
   - Batteriegroßspeicher,
   - Wasserstofferzeugungsanlagen, Wasserstoffspeicher und Wasserstoff-Kraftwerke,
   - Wasserstoff-Tankstellen,
   - Bürogebäude, Werkstätten und Lager
   - Sanitäranlagen
   - Nebenanlagen für elektrische und sonstige Betriebseinrichtungen (Wechselrichter-, Trafo-und Übergabe-
     stationen, ober- und unterirdisch verlaufende Kabel, Rohrleitungen und Einfriedungen, Anlagen zur 
     Überwachung),
   - Nebenanlagen für die Erschließung (Wege, Zufahrten, Stellplätze).

SO 2 Erneuerbare Energien
   Als Art der baulichen Nutzung wird ein sonstiges Sondergebiet SO 2 Erneuerbare Energien (EE) gemäß
   § 11 BauNVO festgesetzt.
   In diesem Gebiet sind Anlagen zulässig, die der Erforschung, Entwicklung, Speicherung oder Nutzung der 
   Sonnenenergie und Wasserstofferzeugung dienen.
   Zulässig sind:
   - fest installierte Photovoltaikanlagen (Solarmodule), einschließlich der erforderlichen Aufstellungsvorrichtungen   
     (Modultische),
   - Nebenanlagen für elektrische und sonstige Betriebseinrichtungen (Wechselrichter-, Trafo- und Übergabe-
     stationen, ober- und unterirdisch verlaufende Kabel, Rohrleitungen und Einfriedungen, Anlagen zur 
     Überwachung),
    - Nebenanlagen für die Erschließung (Wege, Zufahrten).

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 ff. BauNVO)
2.1 Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung (§ 16 BauNVO)
   Für das SO 2 EE wird die Grundfläche differenziert für mit Photovoltaikmodulen überstellte bzw. überschirmte 
   Flächen und sonstige versiegelte Flächen festgesetzt.
   Maßgebend für die Ermittlung der Grundflächenzahl der Photovoltaikanlage ist die senkrechte Projektion der  
   äußeren Abmessungen der Modultische.

2.2 Höhe der baulichen Anlagen (§ 18 BauNVO)
   Die maximale Höhe der Photovoltaikanlagen und der Nebenanlagen wird auf 3,0 m festgesetzt.
   Die maximale Höhe der sonstigen zulässigen Anlagen im SO 1 EE wird auf 7,0 m festgesetzt. 
   Die Höhe der baulichen Anlage wird definiert als das senkrechte Maß zwischen den genannten Bezugspunkten, 
   gemessen in der Modultischlängenmitte bzw. der Mitte der Längsseite der baulichen Anlage. 
   Unterer Bezugspunkt ist die vorhandene Geländehöhe, oberer Bezugspunkt ist die Oberkante der baulichen 
   Anlage.
   Im SO 1 EE sind bauliche Anlagen des Immissionsschutzes wie Schornsteine, Abluftrohre sowie Antennen und 
   andere Zubehöranlagen, wie Überwachungsanlagen, von untergeordneter Dimension mit einer maximalen 
   Höhe von 15,0 m ausnahmsweise zulässig.
   Im SO 2 EE sind Zubehöranlagen, wie Überwachungsanlagen, von untergeordneter Dimension mit einer 
   maximalen Höhe von 5,0 m ausnahmsweise zulässig.

2.3 Zulässige Grundfläche (§ 19 BauNVO)
   Im SO 1 EE ist eine maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 festgesetzt.
   Im SO 2 EE ist eine maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) von 0,6 festgesetzt.
   Im SO 2 EE sind für die innere Erschließung 3.800 m² und für zusätzlich neu zu errichtende bauliche Anlagen 
   (Nebenanlagen für elektrische und sonstige Betriebseinrichtungen) in einer Größenordnung von 150 m² 
   zulässig.
   Eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO ist nicht zulässig.

2.4 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. §§ 22, 23 BauNVO)
   Innerhalb der nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO nicht 
   zulässig. Hingegen ist das Errichten von Einfriedungen, unterirdischen Kabeln und Nebenanlagen für die 
   Erschließung innerhalb der nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

2.5 Immissionsschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden Tabelle angegebenen   

   Emissionskontingente L(EK) nach DIN 45691 weder tags (6:00 bis 22:00 Uhr) noch nachts  (22:00 bis 6:00 Uhr)  
   überschreiten.

Datei:

                                                                      P r ä a m b e l

Auf Grund des § 1 Abs. 3  des Baugesetzbuches (BauGB) i.d.F der Bekanntmachung  vom 3. November 2017
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04. Januar 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 6), hat der Stadtrat 
der Stadt Sandersdorf-Brehna den Bebauungsplan Sondergebiet Erneuerbarer Energien "Nördlicher Teil der Kieswerkstraße" 
der Stadt Sandersdorf-Brehna, Ortschaft Ramsin bestehend aus der Planzeichnung Teil A und den textlichen Festsetzungen 
Teil B , beschlossen.

Stadt Sandersdorf-Brehna, den ..... . ..... . ...................

                                                                                                                                    ..........................................
                                                                                                                                           Bürgermeisterin
_____________________________________________________________________________________________________

                                                             V e r f a h r e n s v e r m e r k e

Der Stadtrat der Stadt Sandersdorf-Brehna hat in seiner Sitzung am 26.08.2020 die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Sondergebiet Erneuerbarer Energien "Nördlicher Teil der Kieswerkstraße" beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in der derzeitig gültigen Fassung am 11.09.2020 im Amts- und 
Mitteilungsblatt der Stadt Sandersdorf-Brehna Nr. 19/2020 ortsüblich bekannt gemacht worden.

Stadt Sandersdorf-Brehna, den ..... . ..... . ...................

                                                                                                                                    ..........................................
                                                                                                                                          Bürgermeisterin
_____________________________________________________________________________________________________

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB wurde  in Form einer öffentlichen Auslegung vom
11.04.2022 bis einschließlich 06.05.2022 durchgeführt. 

Die Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung erfolgte am 08.04.2022 im Amts- und Mitteilungsblatt der Stadt 
Sandersdorf-Brehna Nr. 7/2022.

Stadt Sandersdorf-Brehna, den ..... . ..... . ...................

                                                                                                                                    ..........................................
                                                                                                                                          Bürgermeisterin
_____________________________________________________________________________________________________

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, 
wurden frühzeitig gemäß § 4 Abs.1 BauGB an der Planung beteiligt. Sie wurden mit Schreiben vom 08.04.2022 zur Äußerung 
auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufge-
fordert.

Stadt Sandersdorf-Brehna, den ..... . ..... . ...................

                                                                                                                                    ..........................................
                                                                                                                                          Bürgermeisterin
_____________________________________________________________________________________________________

Der Stadtrat der Stadt Sandersdorf-Brehna hat in seiner Sitzung am ..... . ..... . ................... dem Entwurf des 
Bebauungsplanes Sondergebiet Erneuerbarer Energien "Nördlicher Teil der Kieswerkstraße" der Stadt Sandersdorf-Brehna, 
Ortschaft Ramsin und der Begründung zugestimmt und die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort 
und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ..... . ..... . ................... Amts- und Mitteilungsblatt der Stadt Sandersdorf-
Brehna Nr. ...../................. ortsüblich mit dem Hinweis, dass Anregungen während der Auslegungsfrist vorgebracht werden 
können, bekannt gemacht. Der Entwurf des Bebauungsplanes Sondergebiet Erneuerbarer Energien "Nördlicher Teil der 
Kieswerkstraße" und die Begründung haben vom ..... . ..... . ................... bis einschließlich ..... . ..... . ................... gemäß
§ 3 Abs. 2 BauGB im Verwaltungsamt der Stadt Sandersdorf-Brehna, Fachbereich Bau- und Ordnungsverwaltung, Bahnhof-
straße 2, 06792 Sandersorf-Brehna während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegen.    

Stadt Sandersdorf-Brehna, den ..... . ..... . ...................

                                                                                                                                    ..........................................
                                                                                                                                          Bürgermeisterin
_____________________________________________________________________________________________________

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom ..... . ..... . ................... gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB beteiligt und gemäß § 3 Abs. 2 BauGB von der öffentlichen Auslegung benachrichtigt. Auf der Grundlage des
§ 4 Abs. 2 BauGB setzte die Gemeinde den Behörden, Nachbargemeinden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange für die 
Abgabe ihrer Stellungnahme eine Frist.

Stadt Sandersdorf-Brehna, den ..... . ..... . ...................

                                                                                                                                    ..........................................
                                                                                                                                          Bürgermeisterin
_____________________________________________________________________________________________________

Der Stadtrat der Stadt Sandersdorf-Brehna hat die während der Auslegung vorgebrachten Anregungen der Bürger sowie die 
Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange in seiner Sitzung am ..... . ..... . ................... geprüft und eine Abwägung 
vorgenommen. Das Ergebnis ist entsprechend § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB mitgeteilt worden.

Stadt Sandersdorf-Brehna, den ..... . ..... . ...................

                                                                                                                                    ..........................................
                                                                                                                                          Bürgermeisterin
_____________________________________________________________________________________________________

Der Stadtrat der Stadt Sandersdorf-Brehna hat den Bebauungsplan Sondergebiet Erneuerbarer Energien "Nördlicher Teil der 
Kieswerkstraße" in seiner Sitzung am ..... . ..... . ................... als Satzung (§ 10 Abs. 1 BauGB) beschlossen sowie die 
Begründung gebilligt. 

Stadt Sandersdorf-Brehna, den ..... . ..... . ...................

                                                                                                                                    ..........................................
                                                                                                                                          Bürgermeisterin
_____________________________________________________________________________________________________

Es wird hiermit bestätigt, dass der Bebauungsplan Sondergebiet Erneuerbarer Energien "Nördlicher Teil der Kieswerkstraße" 
in der Fassung vom ..... . ..... . ................... dem Satzungsbeschluss des Stadtrates der Stadt Sandersdorf-Brehna 
am  ..... . ..... . ................... zu Grunde lag.  

Stadt Sandersdorf-Brehna, den ..... . ..... . ...................

                                                                                                                                    ..........................................
                                                                                                                                          Bürgermeisterin
_____________________________________________________________________________________________________

Die Satzung des Bebauungsplanes Sondergebiet Erneuerbarer Energien "Nördlicher Teil der Kieswerkstraße" der Stadt 
Sandersdorf-Brehna, Ortschaft Ramsin bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B) 
wird hiermit ausgefertigt.

Stadt Sandersdorf-Brehna, den ..... . ..... . ...................

                                                                                                                                    ..........................................
                                                                                                                                          Bürgermeisterin
_____________________________________________________________________________________________________

Die Satzung des Bebauungsplanes Sondergebiet Erneuerbarer Energien "Nördlicher Teil der Kieswerkstraße" der Stadt 
Sandersdorf-Brehna, Ortschaft Ramsin wurde am  ..... . ..... . ................... gemäß § 10 Abs. 3 BauGB im Amts- und 
Mitteilungsblatt der Stadt Sandersdorf-Brehna Nr. ...../................... mit Angabe der Stelle, bei welcher der Bebauungsplan 
Sondergebiet Erneuerbarer Energien "Nördlicher Teil der Kieswerkstraße"  der Stadt Sandersdorf-Brehna, Ortschaft Ramsin 
mit Begründung während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt auf Verlangen 
Auskunft gegeben wird, ortsüblich bekannt gemacht. 
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln 
der Abwägung, sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von 
Entschädigungsansprüchen(§ 44 BauGB) hingewiesen worden. 
Der Bebauungsplan Sondergebiet Erneuerbarer Energien "Nördlicher Teil der Kieswerkstraße" der Stadt Sandersdorf-Brehna, 
Ortschaft Ramsin ist damit am  ..... . ..... . ................... in Kraft getreten.

Stadt Sandersdorf-Brehna, den ..... . ..... . ...................

                                                                                                                                    ..........................................
                                                                                                                                          Bürgermeisterin
_____________________________________________________________________________________________________

Innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung der Satzung des Bebauungsplanes Sondergebiet Erneuerbarer Energien 
"Nördlicher Teil der Kieswerkstraße" der Stadt Sandersdorf-Brehna, Ortschaft Ramsin sind eine Verletzung von Verfahrens- 
und Formvorvorschriften gemäß § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB und beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorgangs gem. § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB nicht geltend gemacht worden.

Stadt Sandersdorf-Brehna, den ..... . ..... . ...................

                                                                                                                                    ..........................................
                                                                                                                                          Bürgermeisterin
_____________________________________________________________________________________________________

Der Entwurf des Bebauungsplanes Sondergebiet Erneuerbarer Energien "Nördlicher Teil der Kieswerkstraße" der Stadt 
Sandersdorf-Brehna, Ortschaft Ramsin wurde ausgearbeitet von dem

Köthen (Anhalt), den  ..... . ..... . ...................

                                                                                                                                    ..........................................
                                                                                                                                            Planverfasser
_____________________________________________________________________________________________________
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Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
private GrünflächepG

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)  hier:
private  ErschließungsstraßepE

Umgrenzung von Flächen für die Erhaltung von Bäumen und Sträuchern sowie 
von Gewässern (§ 9 Abs.1 Nr. 25 BauGB)

Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Sonstiges Sondergebiet Erneuerbare Energien
(§11 Abs. 2 BauNVO)

Maßnahmenbeschreibung gemäß textlichen Festsetzungen Nr. 3
'Grünordnerische Festsetzungen' -  Maßnahmen 1 - 51 5bis

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung
(§ 1 Abs. 4, § 16 Abs. 5  BauNVO)

GRZ           : Grundflächenzahl für Photovoltaikanlagen
GR         : zulässige Grundfläche für Erschließung
GR             : zulässige Grundfläche für Nebenanlagen

(siehe textl. Festsetzung Nr. 2.3)

Nutzungsschablone SO 1 EE

Baugebiet

GRZ          : Grundflächenzahl
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Erschl.
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EE

Liegenschaftskarte (ALK) © Geobasis-DE/LVermGeo LSA, 2019/A18-248-2010-7

   Emissionskontingente
   Baugebiet L(EK), T L(EK), N
   SO 1 EE 64 49
   SO 2 EE 63 48

   Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691: 2006-12, Abschnitt 5.
   Für die 9 Immissionsorte (siehe Schalemissionsprognose, Blatt 8 der Anlage 1) der im Plan dargestellten  
   Richtungssektoren A bis E darf in den Gleichungen (6) und (7) der DIN 45691 das Emissionskontingent  
   L(EK) der einzelnen Teilflächen durch L(EK)+L(EK,zus) ersetzt werden.

   Sektoren mit Zusatzkontingenten
Sektor Anfang Ende EK,zus,T EK,zus,N
A 55,3 83,0 1 1
B 83,0 137,0 0 0
C 137,0 263,0 4 4
D 263,0 15,0 0 0
E 15,0 55,3 2 2

3. Grünordnerische Festsetzungen
   Maßnahme   1   - Entwicklung von Halbtrockenrasen unter, neben und zwischen den Modulen
   Im SO EE 2 sind auf den nicht überstellten Rohbodenflächen Halbtrockenrasenbestände zu 
   entwickeln. Zur Pflege sind die Flächen im Abstand von 5 Jahren abzuplaggen. Hierzu wird die Humus-
   auflage mit der aufgewachsenen Vegetation abgetragen. Die Plaggen sind aus dem Gebiet zu entfernen.

   Maßnahme   2   - Entwicklung von Ruderalgesellschaften unter, neben und zwischen den Modulen
   Auf den nicht überstellten Ruderalflächen sowie unter den Modultischen sind im SO EE 2 sukzessive 
   Ruderalgesellschaften zu erhalten und zu entwickeln. Zur Pflege sind die Flächen im Abstand von 3 Jahren 
   einer Mahd zu unterziehen.

   Maßnahme   3   -  Entwicklung von Halbtrockenrasen
   Auf den Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft sind   
   Halbtrockenrasenbestände zu entwickeln. Zur Pflege sind die Flächen im Abstand von 5 Jahren abzu-
   plaggen.

   Maßnahme   4   - Sukzession von Gehölzbeständen
   Innerhalb der Umgrenzung von Flächen für die Erhaltung von Bäumen und Sträuchern sowie von Gewässern  
   ist die Entwicklung von Gehölzbeständen durch Sukzession vorgesehen.
   Eine Pflege innerhalb der Maßnahmenflächen ist nicht vorgesehen, da sich die natürliche Sukzession unge-
   stört entwickeln soll. Im Übergang zu benachbarten offen gehaltenen Flächen ist aufkommender Gehölz-
   aufwuchs zu entfernen.
   Der vorhandene Bewuchs darf in einer Breite von maximal 12 m für eine Zufahrt im Bereich der festgesetzten 
   Ein- und Ausfahrt beseitigt werden.

   Maßnahme   5   - Erhalt und Optimierung von Reptilien-/Amphibienhabitaten
   Zum Erhalt und zur Optimierung von Habitaten der Zauneidechse und von Amphibienarten, wie Wechsel-
   kröte und Kreuzkröte, sind westlich und östlich innerhalb der Umgrenzung von Flächen für die Erhaltung von   
   Bäumen und Sträuchern sowie Gewässern 8 Kleinstrukturen aus Steinhaufen und Totholz anzulegen.
   Der Abstand zwischen den Strukturen sollte etwa 80 bis 100 m, max. 150 m betragen.
   Die Mindestfläche der Kleinstrukturen muss eine Größenordnung von 3 m² und eine Höhe von 50 bis 100 cm   
   betragen.

   Sonstiger Artenschutz:
   Die Gehölzentfernung (inkl. Gehölzrückschnitt) ist gemäß §  39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSCHG außerhalb 
   des Zeitraums vom 1. März bis 30. September vorzunehmen.
   Die Baufeldräumung sowie die Baumaßnahme selbst sind außerhalb der Brutperiode von März bis Juli  
   durchzuführen.
   Auf eine Flächenmahd und ein Abplaggen nach Errichtung der Solaranlage in der Brutperiode von März   
   bis Juli wird verzichtet.
   Zur Vermeidung der Einwanderung von Individuen der Zauneidechse und möglicher Amphibienarten in das  
   Baufeld der Solaranlage ist eine bauzeitliche Errichtung eines Reptilien-/Amphibienschutzzaunes an der  
   Böschungsunterkante im östlichen Plangebiet sowie an der westlichen und südlichen Baufeldgrenze zu 
   gewährleisten.
   Auf ein flächenhaftes Befahren während der Bauphase (Nutzung von temporären Baustraßen) ist zu  
   verzichten, das Vorhaben ist abschnittsweise zu realisieren.
   Die Installation der Zaunanlagen erfolgt ohne Sockel und mit einem Abstand der Zaununterkante von der 
   Bodenoberfläche von mind. 20 cm. Dadurch werden Barrieren für Klein- und Mittelsäuger vermieden.

4. Hinweise, Kennzeichnungen und nachrichtliche Übernahmen
Geologie und Bergwesen

   Filterbrunnen
   Die Filterbrunnenstandorte dürfen in einem Radius von 10 m nicht be- bzw. überbaut werden. Es muss eine   
   Anfahrt mit schwerer Technik zu den Filterbrunnenstandorten gewährleistet werden. Abschließend sind die 
   Filterbrunnen mit Geogitterbelegung zu sichern und die Bergaufsicht zu beenden. Die Sicherung der noch zu 
   bearbeiteten Filterbrunnenstandorte ist zu gestatten und nicht zu behindern.

   Grundwassermessstelle
   Die Grundwassermessstelle KOE 223 ist zwingend zu schützen und zu erhalten. Der dauerhafte, ständige 
   Zugang für Mess-/Wartungsarbeiten ist zu gewährleisten.

- Auslegungs-
  exemplar -

Sonstige Planzeichen

Filterbrunnenstandort  (LMBV)

Grundwassermessstelle (LMBV)

Fb

G

Art der baulichen Nutzung

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Verkehrsflächen

Grünflächen

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und Entwiklung von Natur und Landschaft

OK            : Höhe der Oberkante Photovoltaikanlagen und Nebenanlagen
OK            : Höhe der Oberkante sonstigen baulichen Anlagen

(siehe textl. Festsetzung Nr. 2.2)
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(§ 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB)

Einfahrten (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
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